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[bookmark: _Hlk169525483][bookmark: _Hlk169525527]Stadt-/Markt-/Gemeindeamt XXX
..............................................................
..............................................................	GZ:………………
..............................................................	Ort, am Datum



[bookmark: _Hlk169525378]Herrn/Frau
................................................
ggf. z.H. Herrn/Frau 
RA Mag. XXX
................................................
................................................




Feststellung der Auffälligkeit eines Hundes


[bookmark: _Hlk169525730]BESCHEID


Sehr geehrte Frau/Sehr geehrter Herr ……….!

[bookmark: _Hlk190328709]Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister der Stadt-/Markt-/Gemeinde XXX, als Behörde erster Instanz im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde, entscheidet im amtswegig eingeleiteten Ermittlungsverfahren aufgrund des Vorfalls vom XX.XX.XXXX gemäß § 7 Abs. 2 Oö. HHG 2024 wie folgt:

SPRUCH

I. Feststellung der Auffälligkeit des Hundes:
(Alle relevanten Varianten bitte anführen; es können auch mehrere Varianten gleichzeitig heranzuziehen sein)
Die Auffälligkeit des Hundes mit dem Rufnamen „XXX“, der Chipnummer XXX, der Rasse XXX, dem Wurfdatum/Alter XX.XX.XXXX und dem Geschlecht XXX wird 

Variante 1: gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 Oö. HHG 2024 festgestellt.

Variante 2: gemäß § 7 Abs. 1 Z 2 und Abs. 2 Oö. HHG 2024 festgestellt.

Variante 3.1: gemäß § 7 Abs. 1 Z 3 und Abs. 2 Oö. HHG 2024 festgestellt.

Variante 3.2: gemäß § 7 Abs. 1 Z 3 und Abs. 2 Oö. HHG 2024 aufgrund der schweren/tödlichen Verletzung eines Menschen festgestellt. [Bitte die Variante 3.2 nur verwenden, wenn entweder eine schwere oder tödliche Verletzung vorliegt]

Rechtsgrundlagen: (Anmerkung: Auf die geltende Fassung achten)
§ 7 Abs. 1 Z 1/2/3 und Abs. 2 Oö. Hundehaltegesetz 2024 (Oö. HHG 2024), LGBl. Nr. 84/2024 in der Fassung LGBl. Nr. 34/2025.

II. Es ergehen folgende Hinweise auf die damit in Verbindung stehenden Rechtsfolgen:
1. Die Hundehalterin/der Hundehalter hat entsprechend § 7 Abs. 5 Oö. HHG 2024, der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister der Stadt-/Markt-/Gemeinde XXX spätestens drei Monate nach Rechtskraft dieses Bescheides einen Befund einer verhaltensmedizinischen Evaluierung des unter Spruchpunkt I. genannten Hundes vorzulegen.

2. Die Hundehalterin/der Hundehalter hat entsprechend § 7 Abs. 6 Oö. HHG 2024, der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister der Stadt-/Markt-/Gemeinde XXX spätestens sechs Monate nach Rechtskraft dieses Bescheides einen Nachweis über die positive Absolvierung einer Zusatzausbildung (im Sinne des § 4 Abs. 2 Oö. HHG 2024) mit dem unter Spruchpunkt I. genannten Hund vorzulegen.

3. Der unter Spruchpunkt I. genannte Hund ist gemäß § 9 Abs. 3 Oö. HHG 2024, an öffentlichen Orten an der Leine und mit Maulkorb zu führen. Dies gilt nicht in eingezäunten Freilaufflächen (§ 9 Abs. 5 Z 1 Oö. HHG 2024). In Freilaufflächen, die nicht eingezäunt sind, gilt Maulkorbpflicht.

[bookmark: _Hlk202278379]Rechtsgrundlagen: (Anmerkung: Auf die geltende Fassung achten)
§ 7 Abs. 5 iVm. § 1 Abs. 2 Z 5 Oö. HHG 2024, LGBl. Nr. 84/2024 in der Fassung LGBl. Nr. 34/2025 iVm. § 7 Oö. Hundehalteverordnung 2024 (Oö. HHVO 2024), LGBl. Nr. 101/2024.
§ 7 Abs. 6 iVm. § 4 Abs. 2 Oö. HHG 2024, LGBl. Nr. 84/2024 in der Fassung LGBl. Nr. 34/2025 iVm. § 8 Oö. HHVO 2024, LGBl. Nr. 101/2024.
[bookmark: _Hlk185516901]§ 9 Abs. 3 Oö. HHG 2024, LGBl. Nr. 84/2024 in der Fassung LGBl. Nr. 34/2025.


BEGRÜNDUNG

Zu I.:
1. Aufgrund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens steht folgender (relevanter) Sachverhalt fest:

[Bitte den festgestellten Sachverhalt wiedergeben]

Variante 1 (für den Fall einer Auffälligkeit nach § 7 Abs. 1 Z 1 Oö. HHG 2024):
[bookmark: _Hlk190340095]Sie haben Ihren Hund mit dem Rufnamen „XXX“, der Chipnummer XXX, der Rasse XXX, dem Wurfdatum/Alter XX.XX.XXXX und dem Geschlecht XXX am XX.XX.XXXX (Datum) bei der Gemeinde XXX angemeldet. 

Ihr Hund hat ausgewachsen eine Widerristhöhe von XX cm und ein Gewicht von XX kg.
[ODER]
Sie haben bis zum XX.XX.XXXX die Tierarztbestätigung über die Größe und das Gewicht ihres Hundes nicht vorgelegt.
[ODER]
Ihr Hund ist ein Hund der Rasse XXX (Bitte die spezielle § 6 Rasse angeben).

Sie haben mit Ihrem Hund die Alltagstauglichkeitsprüfung bis zum XX.XX.XXXX (Datum) nicht abgelegt und daher hat Ihr Hund die Alltagstauglichkeitsprüfung bis zum XX.XX.XXXX (Datum) nicht bestanden. 
[ODER] 
Ihr Hund hat die Alltagstauglichkeitsprüfung negativ absolviert und daher bis zum XX.XX.XXXX (Datum) nicht bestanden.


Variante 2 (für den Fall einer Auffälligkeit nach § 7 Abs. 1 Z 2 Oö. HHG 2024):
[bookmark: _Hlk190340546]Am XX.XX.XXXX (Datum) ereignete sich in XXXX (PLZ), XXX (Ort), XXX (Straße), XXX (Hausnummer), ein Vorfall, im Zuge dessen Ihr Hund mit dem Rufnamen „XXX“, der Chipnummer XXX, Rasse: XXX, Wurfdatum/Alter: XX.XX.XXXX, Geschlecht: XXX […] (Bitte hier das Verhalten des Hundes anführen, das letztlich aufgrund des § 7 Abs. 1 Z 2 zur Auffälligkeit des Hundes geführt hat.)

Z.B.: den XXX, (Vor- und Nachname, Geburtsdatum) zähnefletschend angesprungen hat, wobei dieser nur an ihm vorbeigegangen ist.
[ODER]
Z.B.: mehrfach die zwei Hasen des XX.XX.XXXX über die XXXstraße gehetzt hat, welche sich vorher lediglich in der Wiese am Grundstück XXX befanden.

Ihr Hund wurde dabei von XXX (Vor- und Nachname, Geburtsdatum) /von den zwei Hasen weder provoziert noch attackiert bzw. angegriffen.


Variante 3.1 und 3.2 (für den Fall einer Auffälligkeit nach § 7 Abs. 1 Z 3 Oö. HHG 2024):
Am XX.XX.XXXX (Datum) ereignete sich in XXXX (PLZ), XXX (Ort), XXX (Straße), XXX (Hausnummer), ein Vorfall, im Zuge dessen Ihr Hund mit dem Rufnamen „XXX“, der Chipnummer XXX, der Rasse XXX, dem Wurfdatum/Alter XX.XX.XXXX und dem Geschlecht XXX […] (Bitte hier das Verhalten des Hundes anführen, das letztlich aufgrund des § 7 Abs. 1 Z 3 zur Auffälligkeit des Hundes geführt hat.) 

Z.B.: den XXX (Vor- und Nachname, Geburtsdatum) durch Bisse in die Schulter/das rechte Bein/den linken Oberschenkel am Körper verletzt hat/durch Kratzer am linken Auge am Körper verletzt hat/durch Bisse in den Kopf stark am Körper verletzt hat, sodass dieser am XX.XX.XXXX (Datum) starb.
[ODER]
Z.B.: durch Bisse die zwei Hasen des XXX (Vor- und Nachname, Geburtsdatum) verletzt hat, sodass ein Ohr des Hasen XXX abgerissen wurde, etc.
[ODER]
Z.B.: durch Bisse den Hasen des XXX (Vor- und Nachname, Geburtsdatum) verletzt hat, wobei er diesen bereits im Zuge eines früheren Vorfalls am XX.XX.XXXX (Datum) durch Bisse in den Rücken verletzt hat.

Ihr Hund wurde dabei von XXX (Vor- und Nachname, Geburtsdatum) /von den Hasen nicht attackiert bzw. angegriffen.


UND bei allen Varianten:
Es wurde noch kein Bescheid über eine Aufhebung dieser Auffälligkeit erlassen.


2. Die Behörde hat Beweise erhoben durch:
[Bitte die aufgenommenen Beweise anführen, wie z.B. Einholung eines Sachverständigengutachtens, Zeugeneinvernahme, Einsichtnahme in die vorgelegten Unterlagen, in den Polizeibericht XXX, Einsichtnahme in das Oö. Hunderegister, etc.]

[Bitte die für die Beweiswürdigung relevanten Umstände ausführen:
Z.B.: Der festgestellte Sachverhalt ergab sich widerspruchsfrei aus den aufgenommenen Beweismitteln.
[ODER]
Z.B.: Zur Frage XXX, liegen widersprüchliche Aussagen der Zeugen XXX und XXX vor. Die Behörde folgt den Ausführungen des Zeugen XXX, weil …]


3. Rechtliche Beurteilung:


Der festgestellte Sachverhalt ist wie folgt rechtlich zu beurteilen:

Die Entscheidung über die Auffälligkeit war nach den maßgeblichen Vorschriften des Oö. HHG 2024 zu beurteilen.

Gemäß § 7 Abs. 2 Oö. HHG 2024 hat die Gemeinde die Auffälligkeit eines Hundes mit Bescheid festzustellen, wenn ihr konkrete Umstände bekannt werden, die auf das Vorliegen einer Auffälligkeit schließen lassen.

Auffällig ist ein Hund, bei dem gemäß § 7 Abs. 1 Oö. HHG 2024 auf Grund bestimmter Tatsachen von einem erhöhten Gefährdungspotential für Menschen und Tiere ausgegangen werden kann, wobei ein Hund jedenfalls als auffällig gilt, wenn er 
· die Alltagstauglichkeitsprüfung nicht fristgerecht bestanden hat (Z 1), oder 
· [bookmark: _Hlk156467703]auf Grund aggressiven Verhaltens, ohne selbst angegriffen oder provoziert worden zu sein, eine Bedrohung für Mensch oder Tier darstellt, beispielsweise durch bedrohliches Anspringen oder Hetzen, (Z 2) oder
· einen Menschen verletzt oder ein Tier wiederholt oder schwer verletzt hat, ohne selbst angegriffen worden zu sein (Z 3),

und bei dem die Feststellung der Auffälligkeit noch nicht gemäß Abs. 7 oder 8 aufgehoben wurde.

Variante 1:
[SUBSUMTION: Bitte prüfen Sie, ob der Sachverhalt den rechtlichen Voraussetzungen für die Feststellung der Auffälligkeit nach dieser Variante entspricht und begründen Sie dies ausführlich]: 

Wer gemäß § 5 Abs. 2 Oö. HHG 2024 einen großen Hund hält oder die in den Abs. 3 und 4 vorgesehene Tierarztbestätigung nicht fristgerecht vorlegt, hat zusätzlich zur Sachkunde-Ausbildung gemäß § 4 Abs. 1 mit dem Hund eine Alltagstauglichkeitsprüfung zu absolvieren.

Ein großer Hund ist gemäß § 5 Abs. 1 Oö. HHG 2024 ein Hund, der ausgewachsen eine Widerristhöhe von mindestens 40 cm oder ein physiologisch unauffälliges Gewicht von mindestens 20 kg aufweist. Auch Hunde spezieller Rassen – also Hunde der Rassen Bullterrier, American Staffordshire Terrier, Staffordshire Bullterrier, Dogo Argentino, American Pit Bull Terrier und Tosa Inu und deren Kreuzungen untereinander – gelten gemäß § 6 Abs. 1 Oö. HHG 2024 unabhängig von ihrer Widerristhöhe und ihrem Gewicht als große Hunde.

Hat gemäß § 5 Abs. 3 Oö. HHG 2024 der Hund bei der Meldung gemäß § 2 Abs. 1 das 12. Lebensmonat noch nicht vollendet, ist ab dem vollendeten 12. Lebensmonat des Hundes eine Bestätigung einer Tierärztin oder eines Tierarztes über die Größe und das Gewicht des Hundes einzuholen und der Gemeinde binnen zwei Monaten ab dem vollendeten 12. Lebensmonat des Hundes vorzulegen, sofern dies nicht bereits vorher zweifelsfrei bestätigt werden kann. Die Bestätigung über die positive Absolvierung der Alltagstauglichkeitsprüfung ist der Gemeinde spätestens bis zur Vollendung des 18. Lebensmonats des Hundes vorzulegen.
[ODER]
Hat gemäß § 5 Abs. 4 Oö. HHG 2024 der Hund bei der Meldung gemäß § 2 Abs. 1 das 12. Lebensmonat vollendet, ist der Gemeinde eine nicht vor dem vollendeten 12. Lebensmonat des Hundes eingeholte Bestätigung einer Tierärztin oder eines Tierarztes über die Größe und das Gewicht des Hundes binnen zwei Monaten nach der Meldung vorzulegen, sofern dies nicht bereits vorher zweifelsfrei bestätigt werden kann. Hat ein solcher Hund zum Zeitpunkt der Meldung gemäß § 2 Abs. 1 noch nicht das 8. Lebensjahr vollendet, ist die Bestätigung über die positive Absolvierung der Alltagstauglichkeitsprüfung der Gemeinde binnen sechs Monaten nach der Meldung gemäß § 2 Abs. 1 vorzulegen.
[ODER wenn ein Hund einer speziellen Rasse von dieser Halterin/diesem Halter bei Inkrafttreten des Oö. HHG 2024 bereits in Oö. gemeldet war:]
Gemäß § 23 Abs. 4 Oö. HHG 2024 gelten Hunde spezieller Rassen unabhängig von Abs. 3 mit Inkrafttreten dieses Landesgesetzes als große Hunde gemäß § 5. Hat ein Hund einer speziellen Rasse im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Landesgesetzes das 8. Lebensjahr noch nicht vollendet, ist die Bestätigung über die positive Absolvierung der Alltagstauglichkeitsprüfung der Gemeinde binnen sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Landesgesetzes vorzulegen.


Da Ihr Hund aufgrund des festgestellten Sachverhalts ausgewachsen eine Widerristhöhe von XX cm aufweist/ein Gewicht von XX kg aufweist/ein Hund der speziellen Rasse XXX ist, handelt es sich bei Ihrem Hund um einen großen Hund.

Da Sie Ihren Hund am XX.XX.XXXX (Datum) bei der Gemeinde angemeldet haben, und Ihr Hund das Wurfdatum XX.XX.XXXX (Datum) hat und daher zum Zeitpunkt der Meldung gemäß § 2 Abs. 1 noch nicht das 8. Lebensjahr vollendet hatte, hätten Sie bis spätestens XX.XX.XXXX (Datum) die Alltagstauglichkeitsprüfung mit Ihrem Hund positiv ablegen müssen.
[ODER]
[bookmark: _Hlk190936891]Da Sie Ihren Hund am XX.XX.XXXX (Datum) bei der Gemeinde angemeldet haben und Ihr Hund das Wurfdatum XX.XX.XXXX hat, hätten Sie bis spätestens XX.XX.XXXX (Datum) die Tierarztbestätigung bei der Gemeinde vorlegen müssen. Da Sie die Tierarztbestätigung nicht innerhalb dieser Frist vorgelegt haben und Ihr Hund zum Zeitpunkt der Meldung gemäß § 2 Abs. 1 noch nicht das 8. Lebensjahr vollendet hatte, hätten Sie die Alltagstauglichkeitsprüfung mit Ihrem Hund bis spätestens XX.XX.XXXX positiv ablegen müssen.
[ODER wenn ein Hund einer speziellen Rasse von dieser Halterin/diesem Halter bei Inkrafttreten des Oö. HHG 2024 bereits in Oö. gemeldet war:]
Da Ihr Hund aufgrund seiner Rasse XXX als Hund spezieller Rassen gilt und bei Inkrafttreten des Oö. HHG 2024 am 01.12.2024 in Oö. bereits gemeldet war, hätten Sie bis spätestens XX.XX.XXXX (Datum) die Alltagstauglichkeitsprüfung mit Ihrem Hund positiv ablegen müssen. 

Da Ihr Hund die Alltagstauglichkeitsprüfung bis zum XX.XX.XXXX (Datum) nicht positiv abgelegt hat, hat Ihr Hund die Alltagstauglichkeitsprüfung nicht fristgerecht bestanden. Es war daher die Auffälligkeit Ihres Hundes im Sinne dieser Gesetzesstelle festzustellen. Es wurde noch kein Bescheid über eine Aufhebung dieser Auffälligkeit erlassen.

[ODER]

Variante 2:
[SUBSUMTION: Bitte prüfen Sie, ob der Sachverhalt den rechtlichen Voraussetzungen für die Feststellung der Auffälligkeit nach dieser Variante entspricht und begründen Sie dies ausführlich]: 

„Der Tatbestand des Abs. 1 Z 2 ist jedenfalls nur dann erfüllt, wenn ein Hund - allerdings ohne vorher angegriffen oder provoziert worden zu sein - ein aggressives Verhalten gegenüber Menschen (wie Zähnefletschen oder aggressives Knurren) zeigt und das Verhalten - beispielsweise ein bedrohliches Anspringen - nicht nur spielerisch bedingt ist. In diesem Sinn ist ein Hund auffällig, wenn er Personen stellt oder gar attackiert oder sonst ein objektiv feststellbares erhöhtes Aggressionsverhalten zeigt. Ebenso gilt ein Hund als auffällig, wenn er - auch wieder ohne vorher angegriffen oder provoziert worden zu sein - wiederholt andere Tiere angreift. Reines „Anbellen“ oder „Anknurren“ von Personen, Artgenossen oder anderen Tieren reichen demgegenüber jedenfalls nicht zur Feststellung der Auffälligkeit aus, sondern sind Bestandteil normaler Hundekommunikation. 
Besteht Unklarheit, ob das Hundeverhalten aggressiv ausgeprägt ist, kann sich die Gemeinde einer Tierärztin oder eines Tierarztes bzw. einer sonstigen Sachverständigen oder eines sonstigen Sachverständigen auf diesem Gebiet bedienen, um das Verhalten des Hundes einzuschätzen.“ (vgl. AB Ltg 917/2024, Blg LT 24. GP, S. 16f).

[bookmark: _Hlk190424546]Aufgrund des Verhaltens Ihres Hundes im Zuge des oben genannten Vorfalls, im Rahmen dessen er […]

Z.B.: zähnefletschend/aggressiv knurrend an XXX (Vor-, Nachname und Geburtsdatum) mehrmals hochgesprungen ist und nur aufgrund der Leine zurückgehalten und von einem allfälligen Biss abgehalten werden konnte, wobei er weder selbst angegriffen noch provoziert worden ist.
[ODER]
Z.B.: die Hasen über die Straße gehetzt hat, wobei er nur aufgrund des Beißkorbes die Hasen nicht durch Bisse verletzen konnte und wobei er weder selbst angegriffen noch provoziert worden ist.

[bookmark: _Hlk191302061]Dieses Verhalten stellt eine Bedrohung für Menschen und Tiere dar. Daher ist von einem aggressiven Verhalten im Sinne des § 7 Abs. 1 Z 2 Oö. HHG 2024 auszugehen. Der Hund ist daher als auffällig im Sinne dieser Gesetzesstelle anzusehen.
Es wurde noch kein Bescheid über eine Aufhebung dieser Auffälligkeit erlassen.

[ODER]

Variante 3.1 und 3.2:
[SUBSUMTION: Bitte prüfen Sie, ob der Sachverhalt den rechtlichen Voraussetzungen für die Feststellung der Auffälligkeit nach dieser Variante entspricht und begründen Sie dies ausführlich]: 

„Abs. 1 Z 3 stellt auf eine Verletzung eines Menschen oder eine wiederholte oder schwere Verletzung eines Tieres ab, ohne dass der betreffende Hund zuvor angegriffen wurde. Eine bloße Provokation eines Hundes darf demgegenüber nicht dazu führen, dass der Hund eine Verletzung verursacht; Hunde sollten, selbst wenn sie beispielsweise von Kindern provoziert werden, nicht zubeißen. Von einer bloßen Provokation ist allerdings dann nicht mehr auszugehen, wenn das Verhalten eines Menschen gegenüber einem Hund länger andauert oder eine hohe Intensität für den Hund aufweist, und der Hund keine Möglichkeit hatte, die Situation zu verlassen; ein solches Verhalten ist daher als Angriff zu werten. Die Verletzung eines Menschen ist iSd. Strafgesetzbuches auszulegen, sodass zumindest eine leichte Verletzung iSd. § 83 StGB vorliegen muss, wobei natürlich der Begriff „Verletzung“ im Größenschluss auch eine tödliche Verletzung umfasst. Eine strafgerichtliche Verurteilung muss aber noch nicht vorliegen, damit die Auffälligkeit eines Hundes gegeben ist. Der Tatbestand der „wiederholten Verletzung“ eines Tieres ist natürlich auch dann erfüllt, wenn ein Hund verschiedene Tiere - allenfalls auch im Zuge desselben Vorfalls - verletzt und nicht nur dann, wenn dasselbe Tier mehrfach hintereinander verletzt wird.“ (vgl. AB Ltg 917/2024, Blg LT 24. GP, S. 17).

Die hier relevanten Bestimmungen der §§ 83 Abs. 1, 84 Abs. 1 Strafgesetzbuch (im Folgenden kurz: StGB) beinhalten für den gegenständlichen Bescheid Folgendes:
Gemäß § 83 Abs. 1 StGB ist […] zu bestrafen, wer einen anderen am Körper verletzt oder an der Gesundheit schädigt.

Gemäß § 84 Abs. 1 StGB ist, wer einen anderen am Körper misshandelt und dadurch fahrlässig eine länger als vierundzwanzig Tage dauernde Gesundheitsschädigung oder Berufsunfähigkeit oder eine an sich schwere Verletzung oder Gesundheitsschädigung zufügt, […] zu bestrafen.“

Eine Verletzung am Körper ist ein „nicht ganz unerheblicher Eingriff in die körperliche Integrität“, wie etwa Wunden, Blutergüsse, Brüche, etc. „Schmerzen sind eine regelmäßige, aber keinesfalls notwendige Begleiterscheinung einer Verletzung am Körper“ (Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 83 Rz 6 (Stand 1.4.2021, rdb.at).

Zur an sich schweren Körperverletzung ist Folgendes auszuführen:
„Ob eine bestimmte Verletzung bzw Gesundheitsschädigung als „an sich schwer“ einzustufen ist, entscheidet sich jeweils durch eine wertende Zusammenschau mehrerer Kriterien. […] In Anlehnung an die treffende Systematisierung von Fabrizy (StGB13 § 84 Rz 4 ff) kann man auf folgende Gesichtspunkte abstellen: Wichtigkeit des von der Verletzung betroffenen Organs oder Körperteils, Intensität und Ausmaß der Krankheitserscheinungen (Schmerzen, Funktionseinschränkungen etc), Gefährlichkeitsgrad der Verletzung bzw Gesundheitsschädigung sowie Chancen des Heilungsverlaufes (vgl zum Ganzen 13 Os 79/04; Fuchs/Reindl-Krauskopf, BT I7 34; L/St/Nimmervoll, StGB4 § 84 Rz 12). Die konkrete Situation des jeweiligen Opfers (Alter, gesundheitlicher Gesamtzustand etc) ist zu berücksichtigen (individueller Maßstab: 8 Os 357/58, SSt 30/18 = JBl 1959, 503 [Liebscher]). Im Sinne eines beweglichen Systems ist eine Gesamtabwägung vorzunehmen, wobei die stärker gegebenen Kriterien die schwächer vorliegenden ausgleichen (Lewisch, BT I2 35). Der Umstand der nachträglichen, komplikationslosen Abheilung einer – für sich als an sich schwer zu beurteilenden – Verletzung ist nach 13 Os 136/85 jedoch belanglos.“ (Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 84 Rz 19 (Stand 1.4.2021, rdb.at).

Bei der Dauer der Gesundheitsschädigung ist Folgendes zu beachten:
„Für die Dauer der Gesundheitsschädigung kommt es nicht auf die Heilungsdauer (oder gar auf die Dauer eines Krankenhausaufenthalts), sondern grundsätzlich auf den Fortbestand einer pathologischen Veränderung des Körpers an (11 Os 160/93, EvBl 1994/61; L/St/Nimmervoll, StGB4 § 84 Rz 9), sodass die Gesundheitsschädigung auch über die eigentliche Heilungsdauer hinaus andauern kann (Kienapfel/Schroll, StudB BT I4 § 84 Rz 36). Somit reichen etwa auch Kopfschmerzen, die nach dem 24. Tag nur mehr zeitweise auftreten, aber durch Verrichtungen des täglichen Lebens – wie das Drehen des Kopfes beim Überqueren der Straße – begründet sind, für die Annahme des ersten Falles des § 84 Abs 1 aus (OLG Wien 16 Bs 88/78, ZVR 1978/269; dazu kritisch Messner, SbgK § 84 Rz 32).
Allgemein ist zum Begriff der Gesundheitsschädigung iSd § 84 Abs 1 noch zu ergänzen, dass nach ständiger und – soweit ersichtlich – unangefochtener Judikatur darunter nicht nur krankheitswerte Beeinträchtigungen des körperlichen oder seelischen Wohlbefindens fallen, die unmittelbar Folge der zugefügten Beeinträchtigung selbst sind, sondern auch solche, die als Begleiterscheinungen der erforderlichen medizinischen Behandlung auftreten.“
[Burgstaller/Schütz in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 84 (Stand 1.4.2021, rdb.at)]

Eine Verletzung am Körper einer Person ist, wie oben ausgeführt, ein „nicht ganz unerheblicher Eingriff in die körperliche Integrität“, wie etwa Wunden, Blutergüsse, Brüche, etc. „Schmerzen sind eine regelmäßige, aber keinesfalls notwendige Begleiterscheinung einer Verletzung am Körper“ (Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 83 Rz 6 (Stand 1.4.2021, rdb.at). 
Auch bei Tieren wird dies sinngemäß zur Anwendung kommen müssen.

Aufgrund der festgestellten Verletzungen [...]

Variante 3.1 (Bei leichter Verletzung eines Menschen):
Z.B.: der/des XXX (Vor-, Nachname und Geburtsdatum) ist vom Vorliegen einer leichten Körperverletzung auszugehen, weil die Bisse in die Hand nur zu einer Verfärbung der Hand/zu einem Bluterguss an der Hand führten.

[ODER]

Variante 3.2: (Bei schwerer/tödlicher Verletzung eines Menschen. Nur bei schwerer/tödlicher Verletzung ist auch im Spruch die schwere/tödliche Verletzung des Menschen aufzunehmen!): 
Z.B.: lag angesichts der multiplen festgestellten Verletzungen und deren Intensität, die XXX (Vor-, Nachname und Geburtsdatum) erlitten hat, insbesondere der großen Bisswunde im rechten Schulterbereich/am Kopf/am rechten Oberschenkel und der notwendigen Notoperation, eine an sich schwere, vom Hund XXX verursachte Verletzung des XXX (Vor-, Nachname und Geburtsdatum) vor.
[ODER]
Z.B.: ist vom Vorliegen einer schweren Körperverletzung auszugehen, da die Verletzungen, die XXX (Vor-, Nachname und Geburtsdatum) erlitten hat, eine Gesundheitsschädigung von mehr als 24 Tagen darstellen. 
[ODER]
Z.B.: ist von einer tödlichen Verletzung des XXX (Vor-, Nachname und Geburtsdatum) durch den Hund XXX auszugehen. Denn der Hund XXX hat ihn durch seine Bisse in die rechte Schulter/in den Kopf/in den rechten Oberschenkel so stark verletzt, dass er aufgrund dieser Verletzungen starb. 

[ODER]

Variante 3.1 (Bei wiederholter oder schwerer Verletzung eines Tieres):

Z.B.: der beiden Hasen im Zuge des Vorfalls vom XX.XX.XXXX (Datum) liegt eine wiederholte Verletzung von Tieren vor, da, wie oben ausgeführt, die wiederholte Verletzung auch im Rahmen eines Vorfalls, bei dem mehrere Tiere verletzt werden, passieren kann und zur Auffälligkeit eines Hundes führt. 
[ODER]
Z.B.: des Hasen durch den Biss in den Kopf im Zuge des Vorfalls vom XX.XX.XXXX (Datum) ist vom Vorliegen einer schweren Verletzung des Hasen auszugehen, der zur Auffälligkeit des Hundes gemäß dieser Bestimmung führt.

Es wurde noch kein Bescheid über eine Aufhebung dieser Auffälligkeit erlassen.
Aufgrund des Dargelegten ist von einem erhöhten Gefährdungspotential Ihres Hundes für Menschen und Tiere auszugehen und die Auffälligkeit Ihres Hundes im Sinne dieser Bestimmung bescheidmäßig festzustellen.

Zu II.:
Gemäß § 7 Abs. 2 Oö. HHG 2024 hat die Gemeinde, wenn ihr konkrete Umstände gemäß Abs. 1 bekannt werden, die darauf schließen lassen, dass ein Hund auffällig ist, mit Bescheid die Auffälligkeit des Hundes festzustellen und auf die Rechtsfolgen gemäß Abs. 5 und 6 sowie § 9 Abs. 3 hinzuweisen.

Dementsprechend erfolgten spruchgemäß die Hinweise auf diese Bestimmungen und die daraus resultierenden Verpflichtungen (Vorlage eines Befundes einer verhaltensmedizinischen Evaluierung und Nachweis über die positive Absolvierung einer Zusatzausbildung jeweils binnen den gesetzlich vorgegebenen Fristen).
§ 9 Abs. 3 Oö. Hundehaltegesetz 2024 sieht ex lege vor, dass auffällige Hunde an öffentlichen Orten (die gemäß § 1 Abs. 2 Z 2 Oö. Hundehaltegesetz 2024 für jedermann frei und unter den gleichen Bedingungen zugänglich sind) an der Leine und mit Maulkorb geführt werden müssen. 
Diese Hinweise haben lediglich deklarativen Charakter, da sich die entsprechenden Verpflichtungen direkt aus dem Gesetz ergeben (vgl. AB Ltg 917/2024, Blg LT 24. GP, S. 17).

[bookmark: _Hlk171409772]Gemäß § 7 Abs. 2 Oö. HHG 2024 ist die Gemeinde sachlich zuständig. Gemäß § 18 Oö. HHG 2024 sind die in diesem Landesgesetz geregelten Aufgaben solche des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde. Die Zuständigkeit der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters zur Besorgung der behördlichen Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde ergibt sich aus § 40 Abs. 2 Z 3 iVm. § 58 Abs. 2 Z 1 der Oö. Gemeindeordnung 1990.

Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 3 Z 3 AVG 1991.

Aus den angeführten Gründen war spruchgemäß zu entscheiden.


RECHTSMITTELBELEHRUNG

[bookmark: _Hlk169262754]Gegen diesen Bescheid können Sie binnen vier Wochen nach Zustellung Beschwerde an das Verwaltungsgericht erheben. Falls Sie innerhalb der Beschwerdefrist einen Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe stellen, beginnt die Beschwerdefrist erst mit dem Zeitpunkt zu laufen, in dem der Beschluss über die Bestellung der Rechtsanwältin bzw. des Rechtsanwalts zur Vertreterin bzw. zum Vertreter und der anzufechtende Bescheid dieser bzw. diesem zugestellt sind. Wird der rechtzeitig gestellte Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe abgewiesen, beginnt die Beschwerdefrist mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an Sie zu laufen.

Die Beschwerde ist schriftlich bei uns einzubringen.

Schriftlich bedeutet handschriftlich oder in jeder technisch möglichen Form nach Maßgabe der Bekanntmachungen der Gemeinde XXX unter http://www.gemeinde-XX.gv.at > Bürgerservice >Amtstafel >Kundmachungen.

[bookmark: _GoBack]
Sie hat zu enthalten:
1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides,
2. die Bezeichnung der belangten Behörde (bescheiderlassende Behörde),
3. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt,
4. das Begehren und
5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist.

Die Beschwerde (samt Beilagen) ist mit 50 Euro, ein gesondert eingebrachter Antrag auf Ausschluss oder Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung (samt Beilagen) mit 25 Euro pauschal zu vergebühren, sofern keine Gebührenbefreiung vorliegt. Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszwecks (Geschäftszahl des Bescheides) durch Überweisung auf das Konto des Finanzamtes Österreich, Dienststelle Sonderzuständigkeiten (IBAN AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW) zu entrichten.

Bei elektronischer Überweisung der Beschwerdegebühr verwenden Sie bitte die Funktion „Finanzamtszahlung“ und geben Sie dabei neben dem Betrag folgende Informationen an:
· Steuernummer/Abgabenkontonummer: .. 109999102
· Abgabenart: ………………………………..EEE – Beschwerdegebühr
· Zeitraum: …………………………………..Datum des Bescheides

Die Entrichtung der Gebühr ist durch einen Zahlungsbeleg oder einen Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung nachzuweisen. Dieser Beleg ist der Eingabe anzuschließen.

Sie haben das Recht, im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht eine mündliche Verhandlung zu beantragen.

Mit freundlichen Grüßen
Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister
ODER
Für die Bürgermeisterin / den Bürgermeister

[Name des Genehmigenden und Datum der Genehmigung, oder Amtssignatur mit dazugehörigem Hinweis]


Ergeht nachweislich an: 
1. ........................................... (RSb) 
Beilage:  
2. ……………………………… (per dualer Zustellung) 

II. Ergeht zur Kenntnis an: 
3. ........................................... (per Email)
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